
 
 

Merkblatt zum Bescheinigungsverfahren für Steuerbescheinigung 
nach §§ 7i, 10f, 11b Einkommensteuergesetz (EStG) 

Stand: Dezember 2022 
 
 
 
Bei Gebäuden, die Kulturdenkmal gem. §§ 2, 12 oder Bestandteil einer ge-
schützten Gesamtanlage gemäß § 19 Denkmalschutzgesetzes Baden-Würt-
temberg (DSchG) sind, kann der Steuerpflichtige Herstellungskosten für Bau-
maßnahmen, die nach Art und Umfang zur Erhaltung des Gebäudes als Bau-
denkmal oder zu seiner sinnvollen Nutzung erforderlich sind, absetzen. 

 
Bei Kulturdenkmalen, die nicht selbstgenutzt werden, kann der Steuerpflichtige 
nach § 7i EStG im Jahr der Herstellung und in den folgenden sieben Jahren bis 
zu 9 % und in den folgenden vier Jahren jeweils bis zu 7 % der o.g. Herstellungs-
kosten absetzen. Bei selbstgenutzten Kulturdenkmalen kann der Steuerpflichtige 
nach § 10f EStG im Jahr der Herstellung und in den folgenden 9 Jahren bis zu 9 
% der o.g. Herstellungskosten absetzen. 

 
Der Steuerpflichtige kann nach § 11b EStG den Erhaltungsaufwand bei Gebäu-
den, die gem. §§ 2, 12 DSchG oder ein Bestandteil einer geschützten Gesamt-
anlage gem. § 19 DSchG sind, auf zwei bis fünf Jahre gleichmäßig verteilt ab-
setzen, soweit die Aufwendungen nach Art und Umfang zur Erhaltung des jewei-
ligen Gebäudes als Baudenkmal oder zu seiner sinnvollen Nutzung erforderlich 
sind. 

 
Eine sinnvolle Nutzung ist nur anzunehmen, wenn das jeweilige Kulturdenkmal in 
der Weise genutzt wird, dass die Erhaltung der schützenswerten Gebäudesub-
stanz auf Dauer gewährleistet ist. 

 
Zur sinnvollen Nutzung erforderlich sind auch Aufwendungen, die dazu dienen, 
eine unter denkmalschutzrechtlichen Gesichtspunkten vertretbare wirtschaftliche 
Nutzung des Baudenkmals zu ermöglichen, nicht jedoch Aufwendungen, die 
dazu dienen, die wirtschaftliche Nutzung des Baudenkmals zu optimieren. Auf-
wendungen, die ausschließlich auf Wirtschaftlichkeitsüberlegungen des Eigen-
tümers beruhen, können nicht in die Bescheinigung aufgenommen werden. 
Hierzu gehört beispielsweise in der Regel der Ausbau des Dachgeschosses zu-
sätzlich zur vorhandenen Nutzung. 

 
Stehen nur Teile eines Gebäudes unter Denkmalschutz und sind diese Gebäude-
teile selbstständig nicht nutzungsfähig (z. B. Fassade, Dachreiter), können auch 
unter dem Gesichtspunkt der sinnvollen Nutzung Aufwendungen, die nicht unmit-
telbar diese Gebäudeteile betreffen, nicht in die Bescheinigung einbezogen wer-
den. 

 
Die erforderliche Bescheinigung zur Vorlage beim Finanzamt wird in Baden-Würt-
temberg von der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde (Bescheinigungs-
behörde) ausgestellt. Diese Bescheinigung kann erst nach Abschluss der 
Maßnahme – in den Fällen der §§ 10f Abs. 2, 11b EStG auch für einzelne ab-
geschlossene Jahresabschnitte – ausgestellt werden. 

  



 
 
Dazu benötigt die Untere Denkmalschutzbehörde der Stadt Baden-Baden: 

 
• den Antrag auf Ausstellung einer Bescheinigung, (bei Eigentümervertretern 

mit Vollmacht des Eigentümers). Dieser ist von uns auch im Internet unter 
https://www.baden-baden.de/buergerservice/bauen-wohnen/denkmal-
schutz/denkmalfoerderung bereitgestellt. Der Antrag ist korrekt und voll-
ständig auszufüllen. Bitte geben Sie für Rückfragen Ihre Telefonnummer 
und/oder E-Mailadresse an. 

• die vollständigen, detaillierten Originalrechnungsbelege mit einem chrono-
logischen Verzeichnis (siehe Muster im Anhang) der einzelnen Rechnungen 
(ggf. durch einen Steuerberater) einschließlich der dazugehörenden Zahlungs-
nachweise (Kontobelege). Das Verzeichnis wird dem Antragsteller, wenn 
möglich, auch digital zugesendet. Die beantragte Gesamtsumme muss noch-
mal eigens im Antragsformular aufgeführt werden. Die Rechnungen und das 
Verzeichnis sind nach Firmen und Gewerken zu ordnen. Bei mehrgeschossi-
gen Umbauten weisen Sie bitte die Baufirmen an, auf den Rechnungen das 
jeweilige Geschoss anzugeben. Die Belege werden mit der Bescheinigung 
zurückgegeben. Erforderlich ist vor allem die Vorlage aller Schlussrechnun-
gen. Abschlagsrechnungen und Kostenvoranschläge ersetzen keine Schluss-
rechnung. Kassenzettel müssen Menge, Artikel und Preis eindeutig erkennen 
lassen und auf A4-Papier aufgeklebt sein. 

• Pauschalrechnungen von Handwerkern können nur berücksichtigt werden, 
wenn das Originalangebot, das dem Pauschalvertrag zugrunden liegt, beigefügt 
ist. Wenn es zur Prüfung der Einzelleistungen erforderlich ist, kann die Vorlage 
der Originalkalkulation verlangt werden. 

• Nachweis über die Höhe des ausgezahlten Zuschusses, falls Zuschüsse von 
den für Denkmalpflege und Denkmalschutz zuständigen Behörden bewilligt 
wurden. 

• Bei Umnutzungen und Nutzungserweiterungen ist der rechtfertigende Ausnah-
metatbestand schriftlich zu begründen. Bei Nutzungserweiterungen ist die Flä-
chenerweiterung anhand von Plänen mit Angaben der Erweiterungsfläche (m²-
Angabe) auszuweisen. 

 
Die Bescheinigung ist nicht alleinige Voraussetzung für die Inanspruchnahme der 
Steuervergünstigung. Die Finanzbehörde prüft weitere, steuerrechtliche Voraus-
setzungen, insbesondere die Abziehbarkeit der Aufwendungen als Betriebsaus-
gabe, Werbungskosten oder Sonderausgaben und die Zugehörigkeit der Aufwen-
dungen zu den Anschaffungskosten i. S. des § 7i Abs. 1 Satz 5 EStG oder den 
Herstellungskosten, zu den Werbungskosten, insbesondere zum Erhaltungsauf-
wand oder zu den nicht abziehbaren Kosten. Anerkennungsfähig ist nur die von 
der Finanzbehörde festgestellte Höhe. 

 
Die Vergünstigungen gemäß §§ 7i, 10f und 11b EStG können nur in Anspruch 
genommen werden, wenn u. a. die Baumaßnahmen rechtzeitig vor ihrem Beginn 
mit der Unteren Denkmalschutzbehörde der Stadt Baden-Baden im Einzelnen 
abgestimmt und entsprechend dieser Abstimmung und der oben angeführten 
baurechtlichen/denkmalschutzrechtlichen Genehmigung durchgeführt werden. 
Ist eine vorherige Abstimmung unterblieben, liegen die Voraussetzungen 
für die Erteilung der Bescheinigung nicht vor. 

  

https://www.baden-baden.de/buergerservice/bauen-wohnen/denkmalschutz/denkmalfoerderung


Bei neu auftretenden Fragestellungen während der Ausführung, die ein Abwei-
chen von dem abgestimmten Projekt erfordern, ist in jedem Fall eine erneute 
Abstimmung mit der Stadt Baden-Baden - Unteren Denkmalschutzbehörde - er-
forderlich. Nach Abschluss der Baumaßnahmen wird die Untere Denkmalschutz-
behörde die Arbeiten besichtigen und prüfen, ob sie entsprechend der Abstim-
mung ausgeführt wurden. 

 
Bei Bauherren oder Erwerbern, die einen Bauträger, Baubetreuer oder General-
unternehmer mit der Durchführung der Maßnahme beauftragt haben, und in ver-
gleichbaren Fällen ist die notwendige Prüfung der Einzelleistungen nur möglich, 
wenn der Antragsteller die spezifizierten Originalrechnungen der Handwerker, 
Subunternehmer und Lieferanten an den Bauträger o. ä. sowie einen detaillier-
ten Einzelnachweis über die Vergütung für dessen eigene Leistungen vorlegt. 
Wenn es zur Prüfung der Einzelleistungen erforderlich ist, kann die Vorlage der 
Originalkalkulation verlangt werden. Zusätzlich ist die Vorlage von Kaufverträgen 
und Grundrissen erforderlich. 

 
Es wird empfohlen, die Vorlage der o. g. Unterlagen durch entsprechende 
vertragliche Regelungen sicherzustellen. 
 
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die folgenden Aufwendungen im 
Rahmen der Vergünstigungen gemäß §§ 7i, 10f, 11b EStG grundsätzlich nicht 
berücksichtigt werden können (keine abschließende Aufzählung): 

 
• Anschaffungskosten für das Kulturdenkmal (soweit sie nicht auf Bau-

maßnahmen entfallen, die nach dem Abschluss des Kaufvertrages ent-
standen sind) und Grundstück einschließlich der Nebenkosten (z.B. 
Notargebühren, Kosten für Eintragung in das Grundbuch usw.) 
 

• Finanzierungskosten 
 

• Kosten für Entkernungen 
 

• Kosten für Neubauteile, die als Folge von Entkernungen oder im An-
schluss oder Umgriff des Baudenkmals (z. B. Aufstockung, Anbau und 
Balkone) entstehen (Ziffer 3.8 … es sei denn, die Aufwendungen sind 
zur sinnvollen Nutzung unerlässlich) 
 

• Kosten für Ausbauten, soweit sie den üblichen mittleren Standard 
überschreiten, es sei denn, sie gehören zur historischen Ausstattung 
des Baudenkmals 
 

• Kosten für bewegliche Einrichtungsgegenstände; zum Beispiel Aus-
stellungsvitrinen und Ähnliches, Lautsprecher und Rundfunkanlagen, Mö-
bel, Regale, Lampen, Lichtleisten, Spiegel, Gardinenleisten, Teppiche 
und Teppichböden - sofern sie nicht auf den Rohfußboden verlegt oder 
aufgeklebt sind -, Waschmaschinen, auch wenn sie mit Schrauben an ei-
nem Zementsockel befestigt sind, und Einbaumöbel 
 

•  Kosten für Außenanlagen, soweit sie nicht wesentliche Teile des 
historischen Bestandes sind; wie zum Beispiel Hofbefestigungen, Ra-
senanlagen, Blumen, Ziersträucher und Bäume, auch wenn diesen Au-
ßenanlagen Baudenkmalqualität zukommt. Etwas Anderes kommt nur in 
Betracht, wenn die Aufwendungen für die Anlagen zu den Herstellungs- 
oder Anschaffungskosten oder zum Erhaltungsaufwand des Gebäudes 
gehören. Diese Prüfung obliegt den Finanzbehörden. § 10 g EStG bleibt 
unberührt. 



 
•    Kosten für den Austausch von Heizungs-sowie Solaranlagen 

 
• Kosten für laufende (jährlich) wiederkehrende Unterhaltungskosten 

wie Wartungskosten für Heizungsanlagen oder Reinigungskosten für 
Teppichböden und Ähnliches  

 
• Kosten für Schwimmbecken innerhalb und außerhalb des Gebäu-

des, Sauna, Bar, Kegelbahn, Alarmanlagen sowie ein offener Kamin 
oder Kachelofen, wenn bereits eine Heizungsanlage vorhanden ist; an-
deres gilt, wenn es sich hierbei um eine historische Ausstattung im Sinne 
der Nummer 3.11 handelt.  
 

• Kosten für die Installation von Photovoltaikanlagen  
 

• Kosten für Leistungen und Arbeiten, die unentgeltlich erbracht wer-
den (z. B. Eigenleistungen, Nachbarschaftshilfe) 
 

•   Aufwendungen für zusätzlichen Dachgeschossausbau; (Ziffer 3.8 … es 
sei denn, die Aufwendungen sind zur sinnvollen Nutzung unerlässlich) 
 

•   Kosten für Maßnahmen im Inneren von Gebäuden, wenn das Ge-
bäude Bestandteil einer Gesamtanlage ohne Einzeldenkmaleigen-
schaft ist. 
 

 
Gebühren 
Rechtsgrundlage für die Gebührenentscheidung ist die gemeinsame Verwal-
tungsvorschrift des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau und 
des Ministeriums für Finanzen für die Anwendung der §§ 7h, 10f und 11a des 
Einkommensteuergesetzes (EStG) – Bescheinigungsrichtlinien - 

 
Bei Rückfragen stehen Ihnen Nicole Schreiber unter Tel. 07221/93-2450  
(nicole.schreiber@baden-baden.de) oder Simone Wagner unter Tel. 07221/93-
2551 (simone.wagner@baden-baden.de) gerne zur Verfügung. 

 

Anwendungen 
bis zu 

  Gebührenbetrag/  
Erfassungsbeleg 

5.000,00   50,00 
10.000,00 50.000,00 100,00 100,00 
50.000,00 50.000,00 100,00 200,00 
100.000,00 50.000,00 100,00 300,00 
150.000,00 50.000,00 100,00 400,00 
200.000,00 50.000,00 100,00 500,00 
250.000,00 50.000,00 100,00 600,00 
300.000,00 50.000,00 100,00 700,00 
350.000,00 50.000,00 100,00 800,00 
400.000,00 50.000,00 100,00 900,00 
450.000,00 50.000,00 100,00 1.000,00 
500.000,00 50.000,00 100,00 1.100,00 
550.000,00 50.000,00 100,00 1.200,00 
600.000,00 50.000,00 100,00 1.300,00 
650.000,00 50.000,00 100,00 1.400,00 

mailto:nicole.schreiber@baden-baden.de
mailto:nicole.schreiber@baden-baden.de
mailto:baden.de)%20oder%20Simone%20Wagner%20unter%20Tel.%2007221/93-2551%20(simone.wagner@baden-baden.de)


Ggff. höhere Gebühren auf Nachfrage 
 



Baden-Baden, …                
Name, Vorname, Anschrift                
                 
                 
Datum Rechnung / Beleg Nr. Rechnung / 

Beleg 
Betrag Brutto, 
Rechnung / Be-
leg 

Datum 
Zahlung 

gezahlter 
Betrag 

beantragte 
Summe 

anerkannte Summe 
BeschBehörde 

Bearbeitungs-
vermerk  

Ziffer 
BeschRL 

                 
                 
                 
                 
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         

 


